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Fußnoten

Gemeindedaten im Überblick und Vergleich

1)	Siehe unter „Wohnen“, Fußnote 3).

2)	Die Schülerzahlen werden für den Standort der jeweiligen 

Schule nachgewiesen.

3)	Siehe unter „Bildung“, Fußnote 3).

4)	Siehe unter „Verkehr“, Fußnote 1).

5)	Siehe unter „Beschäftigte und Arbeitsmarkt“, Fußnote 1).

6)	Steuereinnahmen nach Abzug der Gewerbesteuerumlage.

Fläche

1)	Das Amtliche Liegenschaftskatasterinformationssystem 

(ALKIS) löste 2013 das ALB als Datengrundlage für die 

Flächenerhebung nach Art der tatsächlichen Nutzung ab.  

Aufgrund der Umstellungsarbeiten erfolgten die Datenlie-

ferungen für die 3 380 Gemarkungen zu unterschiedlichen 

Bezugszeitpunkten, schwerpunktmäßig jedoch im August 

2014. Die Darstellung zum Stichtag 31.12.2013 ist damit 

nicht möglich. Erst mit der nächsten turnusmäßigen Daten-

lieferung aus ALKIS mit Stand 31.12.2014 liegen wieder voll 

mit den Vorjahren vergleichbare Zahlen vor.

Bevölkerung

*)	 Bis 1987 Volkszählungsergebnisse (VZ); danach Bevölke-

rungsfortschreibung jeweils zum 31.12. – 1990 bis 2010 auf 

Basis VZ 1987, ab 2011 auf Basis Zensus 2011.

**)	Veränderungsrate 2011 einschließlich Zensus-Korrekturen.

1)	Vorläufige Ergebnisse.

2)	Endgültige Ergebnisse.

Bevölkerungsvorausrechnung

*)	 Datenquelle: Regionalisierte Bevölkerungsvorausrechnung 

mit Wanderungen Basis 2012, Hauptvariante.

**)	Bevölkerungsfortschreibung jeweils zum 31.12. – bis 2010 

auf Basis Volkszählung 1987, 2011 und 2012 auf Basis Zen-

sus 2011, ab 2013 regionalisierte Bevölkerungsvorausrech-

nung.

Parlamentswahlen

1)	Bei Gemeinden ohne eigene Briefwahl: für die jeweilige 

Wahl ist hier das Ergebnis ohne Briefwähler nachgewiesen. 

Die Wahlbeteiligung ist in diesen Fällen wie folgt errechnet: 

Verhältnis der Wähler ohne Wahlschein zu den Wahlberech-

tigten ohne Wahlschein.

2)	Bei Bundestagswahlen: Zweitstimmenanteile.

Gemeinderatswahlen

1)	Mehrheitswahl findet statt, wenn kein oder nur ein Wahlvor-

schlag eingereicht wurde. 

2)	Verhältniswahl findet statt, wenn mehrere Wahlvorschläge 

eingereicht wurden. Bei der Gemeinderatswahl 2014 fand in 

1 027 von insgesamt 1 101 Gemeinden Verhältniswahl statt.

3)	Andere Parteien und gemeinsame Wahlvorschläge mehre-

rer Parteien.

4)	Gemeinsame Wahlvorschläge von Parteien mit Wählerverei-

nigungen.

5)	Wählervereinigungen: alle politischen Gruppierungen, die 

nicht Parteien sind. Es handelt sich dabei um Wählergruppie-

rungen unterschiedlicher kommunalpolitischer Richtungen, 

zum Beispiel die Freien Wähler, grüne Listen, Frauenlisten, 

linksorientierte Listen, Einzelbewerber.

Bauen

*)	 Nur Wohnungen in Wohngebäuden, ohne Wohnheime.

Wohnen

1)	1968: Stichtagserhebung zum 25.10.; ansonsten jeweils am 

31.12. des Jahres; 1986: zurückgerechneter Bestand auf Basis 

der Ergebnisse der Gebäude- und Wohnungszählung (GWZ) 

1987; 2010: zurückgerechneter Bestand auf Basis der Ergeb-

nisse der GWZ 2011.

2)	 Ab 1986 ohne Wohnheime, ab 2010 einschließlich Wohnheime. 

Bis 2009 einschließlich Wochenend-/Ferienhäuser mit 50 und 

mehr m² Wohnfläche.

3)	 Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden. Ab 2010 wer-

den Sonstige Wohneinheiten als Wohnungen gezählt. 

Bildung

1)	Angegeben wird nicht die Anzahl der organisatorischen Ein-

heiten einer Schulart, sondern die Anzahl der jeweils vor-

handenen Schulgliederungen.

2)	Bei Gymnasien: 5. bis 11. Klassenstufe.

3)	Einschließlich Grundschulen im Verbund mit einer Gemein-

schaftsschule.

4)	Einschließlich Schulen besonderer Art (ehemals Gesamt-

schulen), Orientierungsstufe.

Beschäftigung und Arbeitsmarkt

*)	 Datenquelle: Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für 

Arbeit. Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am Arbeits-

ort jeweils zum 30.06. des Jahres. Arbeitslose: Jahresdurch-

schnitte.
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1)	Wirtschaftsgliederung:

	 1999 bis 2002: Klassifikation der Wirtschaftszweige 1993 

(WZ 1993);

	 2003 bis 2007: Klassifikation der Wirtschaftszweige 2003 

(WZ 2003);

	 ab 2008: Klassifikation der Wirtschaftszweige 2008  

(WZ 2008).

	 Durch die Umstellung auf die verschiedenen Wirtschafts-

systematiken sind Daten nur innerhalb der Gültigkeit einer 

Wirtschaftsklassifikation über die Zeit vergleichbar. Auch bei 

gleichlautenden Bezeichnungen sind die Zuordnungen zwi-

schen den Wirtschaftsklassifikationen zum Teil unterschiedlich.

Landwirtschaft

*) Ergebnisse der Agrarstrukturerhebungen und Landwirt-

schaftszählungen. Durch Anhebung der Erfassungsgrenze 

im Jahr 2010 sind diese Daten mit den Vorjahren nur einge-

schränkt vergleichbar.

Gemeindefinanzen und Personal

*) Bis 2000: in Euro umgerechnete DM-Werte. 

1)	Steuerkraftsumme je Einwohner: bis 2005 Bevölkerung am 

30.06. des Vorjahres, ab 2006 „Maßgebende Einwohnerzahl“.

2)	Schuldenstand der Kernhaushalte und Eigenbetriebe je-

weils zum 31.12. des Jahres, ohne Schulden der rechtlich 

selbstständigen kommunalen Einrichtungen und Unterneh-

men. Bis 2009 Kreditmarktschulden, ab 2010 Schulden beim 

nicht-öffentlichen Bereich (Kredite, Wertpapierschulden, 

Kassenkredite).

	 Schuldenstand je Einwohner: Bevölkerung am 30.06. des 

Berichtsjahres.

Wasserwirtschaft

1)	Leitungsverluste einschließlich Wasserwerkseigenverbrauch.

Verkehr

*) 	Datenquelle: Kraftfahrt-Bundesamt. Pkw-Dichte: Pkw je 

1 000 Einwohner am 31.12. des Vorjahres.

	 Erhebungsmonat bis 2000: 01. Juli des Jahres; ab 2001:  

01. Januar des Jahres. 

	 Ab 2006: Mit der Umsetzung der EU-Richtlinie 1999/37/EG 

werden auch Fahrzeuge mit besonderer Zweckbestimmung 

(Wohnmobile, Krankenwagen, Bestattungswagen und Be-

schussgeschützte Fahrzeuge) zu den Personenkraftwagen 

gezählt. 

	 Ab 2008: Nur noch angemeldete Fahrzeuge OHNE vorüber-

gehende Stilllegungen/Außerbetriebsetzungen.

1)	Straßenverkehrsunfälle mit Personenschaden bzw. schwer-

wiegende Unfälle mit Sachschaden. 

2)	Krafträder einschließlich Leichtkrafträder.

Erläuterungen und Definitionen

Beschäftigte, sozialversicherungspflichtige

Zu diesem Personenkreis zählen alle Arbeitnehmer einschließ-

lich der zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten, die kranken-, 

renten-, pflegeversicherungspflichtig und/oder beitragspflichtig 

nach dem Arbeitsförderungsgesetz sind oder für die von den 

Arbeitgebern Beitragsanteile zu den gesetzlichen Rentenver-

sicherungen zu entrichten sind. Ausschließlich geringfügig ent-

lohnte Personen, die nur wegen der gesetzlichen Neuregelung 

zum Stichtag 1. April 1999 in den Kreis der sozialversicherungs-

pflichtig Beschäftigten (SvB) gelangt sind sowie Personen, die 

als Tätigkeit eine kurzzeitige Beschäftigung im Sinne des §8 

SGB IV ausüben, werden dabei nicht nachgewiesen.

Für die örtliche Abgrenzung betrieblicher Einheiten gilt das 

Gemeindegebiet. Alle in einer Gemeinde liegenden Nieder-

lassungen desselben Unternehmens können als eine örtliche 

Betriebseinheit angesehen werden, wenn sie denselben wirt-

schaftsfachlichen Schwerpunkt besitzen. Die wirtschaftssy-

stematische Zuordnung der Beschäftigten erfolgt nach dem 

wirtschaftlichen Schwerpunkt der örtlichen Betriebseinheit, die 

regionale Zuordnung nach dem Arbeitsort. Ausgewiesen wer-

den nicht Beschäftigungsfälle, sondern beschäftigte Personen. 

Personen mit mehreren sozialversicherungspflichtigen Tätig-

keiten werden nur einmal erfasst. Die Bundesagentur für Arbeit 

hat rückwirkend ab 1999 im Rahmen einer umfassenden Re-

vision der Beschäftigungsstatistik die Daten der sozialversiche-

rungspflichtig Beschäftigten revidiert. Der Datenabgriff wurde 

präzisiert sowie die Abgrenzung der sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigten überprüft und um neue Personengruppen erwei-

tert. Daher können die Daten in der aktuellen Ausgabe von zuvor 

veröffentlichten Daten abweichen.

Bevölkerung

Zur Bevölkerung zählen alle Personen, die in dem betreffenden 

Gebiet ihren ständigen Wohnsitz haben. Personen, die mehrere 
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Fläche nach Art der tatsächlichen Nutzung

Die gegliederte Flächenerhebung nach Art der tatsächlichen 

Nutzung erfolgte in Abständen von vier Jahren, seit 2009 wird 

sie jährlich durchgeführt. Zugrunde gelegt werden die Daten der 

Liegenschaftskataster der Vermessungsämter. Zur Landwirt-

schaftsfläche gehören Flächen, die dem Ackerbau, der Wiesen- 

und Weidewirtschaft dem Gartenbau oder dem Weinbau dienen. 

Zur Landwirtschaftsfläche zählen auch Moor- und Heideflächen, 

Brachland sowie unbebaute landwirtschaftliche Betriebsflächen. 

Die Siedlungs- und Verkehrsfläche umfasst neben den bebauten 

und versiegelten Flächen ebenfalls nicht bebaute unversiegelte 

Flächen. Diese Fläche wird seit 2001 jährlich erhoben. Sie setzt 

sich aus folgenden Flächen zusammen: Gebäude- und Freiflä-

che, Betriebsfläche ohne Abbauland (z.B. Kiesgruben), Erho-

lungsfläche, Verkehrsfläche sowie der Friedhofsfläche. 

Gemeinderatswahlen

Für die Kommunalwahlen 2014 traten einige Veränderungen in 

Kraft, die aus der vom Landtag am 11. April 2013 beschlos-

senen Änderung der Gemeinde- und Landkreisordnung sowie 

des Kommunalwahlgesetzes (Baden-Württemberg) resultierten:

•	 Das Mindestalter für das aktive Wahlrecht wurde von 18 auf 

16 Jahre gesenkt, dabei blieb das Mindestalter für das pas-

sive Wahlrecht von 18 Jahren unverändert.

•	 Das bislang angewandte D’Hondt-Verfahren, das große Par-

teien begünstigt, wurde als Sitzzuteilungsverfahren durch 

das Sainte-Laguë-Verfahren abgelöst, das bereits seit 2011 

für die baden-württembergischen Landtagswahlen ange-

wandt wird.

•	 Kreistagskandidaten dürfen nicht mehr in zwei Wahlkreisen 

antreten.

•	 Der neu gefasste § 9 Abs. 6 des Kommunalwahlgesetzes 

lautet: „Männer und Frauen sollen gleichermaßen bei der 

Aufstellung eines Wahlvorschlags berücksichtigt werden. 

Dies kann insbesondere in der Weise erfolgen, dass bei der 

Reihenfolge der Bewerberinnen und Bewerber in den Wahl-

vorschlägen Männer und Frauen abwechselnd berücksichtigt 

werden. Die Beachtung der Sätze 1 und 2 ist nicht Vorausset-

zung für die Zulassung eines Wahlvorschlags.“

Gleichwertige Stimmen

Die Ergebnisse von Kommunalwahlen können nicht unmittelbar 

miteinander verglichen werden, da die Stimmenzahl, die der 

Wähler zur Verfügung hat, von der Anzahl der zu wählenden 

Personen abhängig ist. Diese Anzahl ist wiederum abhängig 

von der Einwohnerzahl der Gemeinde. Um die Ergebnisse 

Wohnungen innehaben, werden der Bevölkerung der Gemeinde 

zugerechnet, in der sich die Hauptwohnung befindet. Nicht zur 

Bevölkerung zählen Angehörige der ausländischen Stationie-

rungsstreitkräfte sowie der ausländischen diplomatischen und 

konsularischen Vertretungen mit ihren Familienangehörigen.

Bevölkerungsvorausrechnung

Ausgangspunkt für die neue Bevölkerungsvorausrechnung ist 

der Bevölkerungsstand in den Kommunen zum 31.12.2012 auf 

Basis Zensus 2011. Der Vorausrechnungszeitraum erstreckt 

sich bis 2030. Den Berechnungen liegen u.a. eine Konstanz 

des derzeitigen Geburtenniveaus bei gleichzeitiger Erhöhung 

des Durchschnittsalters der Frauen bei der Geburt, ein weiterer 

Anstieg der Lebenserwartung um circa 2 Jahre sowie ein Wan-

derungsgewinn von landesweit insgesamt rund 600 000 Per-

sonen bis zum Vorausrechnungsjahr 2030 zugrunde. 

Für die regionale Entwicklung der Geburten und Sterbefälle 

wurde davon ausgegangen, dass die Verhältnisse der Jahre 

2011/2012 weiterhin gelten. 

Hinsichtlich der regionalen Wanderungen sind diese Jahre 

aber von Besonderheiten geprägt (Aussetzung der Wehrpflicht, 

doppelter Abiturjahrgang). Für das erste Vorausrechnungsjahr, 

also das Jahr 2013, wurde die Fortsetzung der Verhältnisse auf 

der Basis der Jahre 2011/2012 angenommen. In den folgenden 

Vorausrechnungsjahren wurde dagegen auf die Jahre 2006 

bis 2010 zurückgegriffen, die von diesen Sondereffekten noch 

nicht berührt waren. 

Die Annahmen zu den Wanderungen sind bei einer Voraus-

rechnung immer am schwierigsten zu bestimmen. Sie un-

terliegen komplexen Einflüssen wie z.B. der wirtschaftlichen 

Entwicklung, politischen Entscheidungen, gesellschaftlichen 

Trends, Krisen in anderen Ländern. Die Wanderungen schwan-

ken selbst auf Landesebene erheblich und je kleinräumiger die 

Betrachtung ist, umso mehr.

Neben der Hauptvariante der regionalen Vorausrechnung wur-

den weitere Varianten gerechnet. Diese unterscheiden sich von 

der Hauptvariante zum einen in den Wanderungsannahmen, 

zum anderen in den Annahmen zur Entwicklung innerhalb der 

für die regionale Vorausrechnung gebildeten Gemeindetypen 

(Cluster). Aus den Ergebnissen dieser Kombinationen ergibt 

sich dann der Entwicklungskorridor der Gemeinden dadurch, 

dass je Gemeinde die aus den unterschiedlichen Rechenva-

rianten resultierende schlechteste und bestmögliche Entwick-

lung herausgelöst wurde. Diese Ergebnisse stehen nur als 

Insgesamt-Werte für Gemeinden zur Verfügung. Sie sind nicht 

für höhere Gebietseinheiten aggregierbar.
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der Gemeinden vergleichbar zu machen, werden sogenannte 

»gleichwertige Stimmen« berechnet. Dazu wird in jeder Ge-

meinde/ in jedem Wahlkreis die Zahl der gültigen Stimmen 

durch die Zahl der jeweils zu wählenden Kandidaten der Ge-

meinde/ des Wahlkreises dividiert.

Gemeinschaftsschulen

Die Gemeinschaftsschule in Baden-Württemberg vermittelt in 

einem gemeinsamen Bildungsgang Schülerinnen und Schülern 

der Sekundarstufe I (Klassenstufen 5 bis 10) eine der Haupt-

schule, der Realschule oder dem Gymnasium entsprechende 

Bildung. Sie soll individuelle Lern- und Förderpläne für alle 

Schülerinnen und Schüler bieten. Die Gemeinschaftsschu-

le versteht sich als inklusive Schule, arbeitet in Lerngruppen, 

Noten (außer in den Abschlussklassen) müssen nicht gegeben 

werden. Auch „Sitzenbleiben“ gibt es nicht.

Haupterwerbsbetriebe, landwirtschaftlich

Zu den Haupterwerbsbetrieben zählen Betriebe, in denen das 

Einkommen des Betriebsinhabers (und ggf. seines Ehegat-

ten) aus betrieblichen Quellen höher ist als das Einkommen 

aus außerbetrieblichen Quellen. Das Gegenstück ist der Ne-

benerwerbsbetrieb. Die Typisierung in Haupt- und Nebener-

werb erfolgt nur für Betriebe in der Rechtsform eines Einzel-

unternehmens. Von 1997 bis 2007 bildeten die Arbeitsleistung 

(ausgedrückt in Arbeitskraft-Einheiten) je Betrieb und das Ver-

hältnis von betrieblichem zu außerbetrieblichem Einkommen 

die Grundlage für die Zuordnung zu den sozialökonomischen 

Betriebstypen. Danach galten als Haupterwerbsbetriebe solche 

Betriebe, in denen

•	 das betriebliche Arbeitsvolumen, berechnet in Arbeitskraft-

Einheiten, 1,5 AK-E und mehr beträgt, 

•	 das betriebliche Arbeitsvolumen mindestens 0,75 und weni-

ger als 1,5 AK-E beträgt und bei denen der Anteil des betrieb-

lichen Einkommens am Gesamteinkommen des Betriebes 

50 % und mehr beträgt bzw. kein außerbetriebliches Einkom-

men vorliegt. 

Landwirtschaftlich genutzte Fläche (LF)

Zur landwirtschaftlich genutzten Fläche zählen alle Flächen, 

die als Ackerland (einschließlich Erwerbsgartenbau), Dauer-

grünland, Haus- und Nutzgärten, Obstanlagen, Baumschulen, 

Rebland, Korbweiden-, Pappelanlagen und Weihnachtsbaum-

kulturen außerhalb des Waldes genutzt werden, einschließlich 

der stillgelegten sowie vorübergehend aus der landwirtschaft-

lichen Erzeugung genommenen Flächen.

Letztverbraucher

im Sinne der Erhebung sind Haushalte, Kleingewerbe, Indus-

triebetriebe und öffentliche Einrichtungen (wie Krankenhäuser, 

Bäder, Feuerwehr, öffentliche Grünanlagen und Schulen), mit 

denen der Wasserversorger das abgegebene Wasser unmittel-

bar abrechnet. Die Wasserabgabe von Wasserversorgungsun-

ternehmen an Mitgliedsgemeinden ist keine Abgabe an Letzt-

verbraucher, sondern Abgabe zur Weiterverteilung, sofern die 

Mitgliedsgemeinden die Wasserabrechnung mit den Letztver-

brauchern selbst vornehmen. 

Niederschlagswasserentgelt

Das Entgelt wird für die Beseitigung von Regenwasser erhoben. 

Die anfallenden Kosten werden entweder auf den m3 Frisch-

wasser bezogen und sind dann im Abwasserpreis enthalten 

oder sie werden als Niederschlagswassergebühr flächenbezo-

gen (z.B. je m2 versiegelter Fläche) in EUR je m2 erhoben (ge-

splittete Gebühr). Grundstücke mit stark versiegelten Flächen, 

die viel Regenwasser in die öffentliche Abwasserkanalisation 

einleiten, werden dadurch stärker an den dafür anfallenden Ko-

sten der Abwasserbeseitigung beteiligt. 

Pendler/Pendlersaldo

Als Pendler werden alle sozialversicherungspflichtig Beschäf-

tigten bezeichnet, deren betrieblicher Arbeitsplatz nicht mit 

der Wohnsitzgemeinde übereinstimmt. Nach der Richtung der 

Pendlerwanderung wird zwischen Auspendlern und Einpend-

lern unterschieden. Personen, die von der Wohnsitzgemeinde 

in eine andere Gemeinde zur Arbeit fahren, gelten als Auspen-

dler. Betrachtet man dieselben Pendler dagegen von den Ziel-

gemeinden her, in denen die Arbeitsstätten liegen, so spricht 

man von Einpendlern. 

In der Statistik werden die Pendlerströme nach dem Über-

schreiten der regionalen Gebietsgrenzen unterschieden. So 

wird getrennt nach Pendlern über die Gemeinde-, Kreis- und 

Landesgrenzen. Dabei werden die Pendler innerhalb dieser 

Grenzen nicht als Pendler ausgewiesen.

Der Pendlersaldo ist die Differenz von Einpendlern zu Auspen-

dlern. Einpendlerüberschüsse weisen auf ein Überangebot an 

Arbeitsplätzen bezogen auf die ansässige Bevölkerung hin. 

Umgekehrt charakterisieren Auspendlerüberschüsse ein Defi-

zit an Arbeitsplätzen.

Schmutzwasserentgelt

Hier werden die Kosten für die Einleitung von Schmutzwas-

ser in die öffentliche Kanalisation und die Beseitigung von 
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verschmutztem Wasser dargestellt. Das Schmutzwasserent- 

gelt wird in EUR je m3 Frischwasser berechnet. Da in Baden-

Württemberg die Abwasserbeseitigung noch vollständig in 

kommunaler Hand liegt, wird dafür keine Mehrwertsteuer er-

hoben. 

Steuerkraftmesszahl

Die Steuerkraftmesszahl ist eine Komponente für die Berech-

nung der Schlüsselzuweisungen. Für die Gemeinden wird diese 

gebildet aus dem Aufkommen der Grundsteuer A und B sowie 

der Gewerbesteuer abzüglich der Gewerbesteuerumlage (je-

weils umgerechnet auf einen landeseinheitlichen Hebesatz), 

weiter aus dem Gemeindeanteil an Einkommen- und Umsatz-

steuer und den Zuweisungen im Rahmen des Familienleistungs-

ausgleichs. Für alle genannten Werte sind die Aufkommen des 

zweitvorangegangenen Jahres maßgebend. Legaldefinition in 

§ 6 Gesetz über den kommunalen Finanzausgleich. 

Steuerkraftsumme 

Die Steuerkraftsumme stellt die Berechnungsgrundlage für 

die Kreis- und Finanzausgleichsumlage dar. Für die Gemein-

den setzt sich diese zusammen aus der Steuerkraftmesszahl 

zuzüglich der Schlüsselzuweisungen nach der mangelnden 

Steuerkraft und den Mehrzuweisungen jeweils des zweitvoran-

gegangenen Jahres. Legaldefinition in § 38 Gesetz über den 

kommunalen Finanzausgleich.

Straßenverkehrsunfälle

Von der Polizei erfasste Unfälle, bei denen infolge des Fahr-

verkehrs auf öffentlichen Wegen und Plätzen Personen getötet 

oder verletzt oder Sachschäden verursacht worden sind. Unfälle 

mit Personenschaden sind solche, bei denen unabhängig von 

der Höhe des Sachschadens Personen verletzt oder getötet 

wurden. Als Beteiligte an einem Unfall werden alle Fahrzeugfüh-

rer oder Fußgänger erfasst, die selbst - oder deren Fahrzeuge 

- Schäden erlitten oder hervorgerufen haben. Verunglückte Mit-

fahrer zählen somit nicht zu den Unfallbeteiligten. Verunglückte 

werden als Getötete nachgewiesen, wenn sie auf der Stelle 

getötet oder innerhalb von 30 Tagen nach dem Unfall an den 

Unfallfolgen gestorben sind und als Schwerverletzte, wenn sie 

stationär in einem Krankenhaus (mindestens 24 Stunden) be-

handelt wurden. Andere Verunglückte gelten als leicht verletzt.

Vollzeitäquivalente

Die sogenannten Vollzeitäquivalente ergeben sich aus der 

Summe der Vollzeitbeschäftigten und der Teilzeitbeschäf-

tigten, gewichtet mit ihrem tatsächlichen Arbeitszeitfaktor. 

Der Arbeitszeitfaktor gibt hierbei den Umfang der vereinbar-

ten Arbeitszeit, bezogen auf die Arbeitszeit eines Vollzeitbe-

schäftigten an. Bei Lehrkräften gilt die entsprechende Anzahl 

von Wochenlehrstunden. Die VZÄ stellen somit die Entwicklung 

der Beschäftigten unter Bereinigung der Veränderungen im Be-

schäftigungsumfang dar. Ihre Ermittlung mit Hilfe des Arbeits-

zeitfaktors ist erst seit 1997 möglich. In den Jahren zuvor wur-

den sie näherungsweise über die Formel VZÄ= Vollzeit + 0,75 

T1-Beschäftigte + 0,4 T2-Beschäftigte berechnet, was tenden-

ziell zu einer leichten Überschätzung der Anzahl führte.

Wassergewinnung

Die Wassergewinnung umfasst die gesamte Wassermenge, die 

von den verschiedenen Wirtschaftsbereichen für unterschied-

liche Nutzungen beispielsweise als Trinkwasser, Kühlwasser, 

Wasser zur Bewässerung oder zur Nutzung als Produktions-

wasser aus Gewässern (Oberflächengewässer, Grundwasser, 

Quellen) entnommen wird.

Wohngebäude und Nichtwohngebäude

Wohngebäude sind Gebäude, die mindestens zur Hälfte (ge-

messen an der Gesamtnutzfläche) Wohnzwecken dienen. Feri-

en-, Sommer- und Wochenendhäuser rechnen ebenfalls dazu. 

Nichtwohngebäude sind Gebäude, die überwiegend für Nicht-

wohnzwecke (gemessen an der Gesamtnutzfläche) bestimmt 

sind, z.B. gewerbliche Betriebs- und Bürogebäude, Hochbauten 

der öffentlichen Hand.

Wohnräume

Zu den Wohnräumen zählen alle Zimmer (Wohn- und Schlaf-

räume mit 6 und mehr m2 Wohnfläche) und Küchen. Nicht als 

Zimmer gelten Nebenräume wie Abstellräume, Speisekam-

mern, Flure, Badezimmer und Toiletten.
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Zentraler Auskunftsdienst
Ihre Anlaufstelle für alle aktuellen und  
historischen Statistiken für Baden-Württemberg, 
seine Regionen, Landkreise und Gemeinden
Telefon 0711/ 641- 28 33, Telefax - 29 73

Bibliothek
Allgemein zugängliche Präsenzbibliothek für  
aktuelle und historische baden-württem- 
bergische und deutsche Statistik sowie für 
baden-württembergische Landeskunde.
Telefon 0711/ 641- 28 76, Telefax - 29 73

Pressestelle
Etwa 400 Pressemitteilungen jährlich zu allen 
aktuellen Themen
Telefon 0711/ 641- 24 51, Telefax - 29 40

Vertrieb
Bestellung von Veröffentlichungen
Telefon 0711/ 641- 28 66, Telefax 641- 13 40 62

Kontaktzeiten
Montag bis Donnerstag 9.00 – 15.30 Uhr,
Freitag 9.00 – 12.00 Uhr
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